
Gegen Kriminalisierung von Ärzt/innen...

Courage-Wuppertal erhielt von einer selbst betroffenen Ärztin folgende Stellungnahme vom
Arbeitskreis Frauengesundheit e.V., Berlin, 2.11.2017:

  

Ärztinnen wegen Verstoß gegen Paragraf 219a kriminalisiert.
Transparente Patientinneninformationen zu Schwangerschaftsabbrüchen
Notwendig. 

  

Am 24. November 2017 wird der Fall einer Ärztin für Allgemeinmedizin vor dem Amtsgericht
Gießen verhandelt. Der Grund: Sie hat auf ihrer Website angegeben, dass sie unter anderem
Schwangerschaftsabbrüche durchführt. Gegen zwei weitere Gynäkologinnen ist kürzlich ein
Ermittlungsverfahren aus demselben Grund eröffnet worden.       Die Anklagen beziehen sich
auf einen angeblichen Verstoß gegen den Paragrafen 219a StGB, dem zufolge sich strafbar
macht, „wer öffentlich seines
Vermögensvorteils wegen oder in grob anstößiger Weise eigene oder fremde Dienste zur
Vornahme oder Förderung eines Schwangerschaftsabbruchs anbietet, ankündigt, anpreist oder
Erklärungen solchen Inhalts bekannt gibt.“
Der Arbeitskreis Frauengesundheit e.V. (AKF) wendet sich entschieden gegen eine Auslegung
des Paragrafen, die den elementaren Rechten von Frauen auf gesundheitliche Information
widerspricht (siehe Patientenrechtegesetz – BGB). Dieses Recht auf Information muss
selbstverständlich auch für sachliche Informationen über den Schwangerschaftsabbruch im
Rahmen der Angebote einer Arztpraxis gelten. Informationen für schwangere Frauen in dieser
besonderen Konfliktsituation müssen transparent und zugänglich sein. Webseiten mit
diesbezüglichen Inhalten, sei es von öffentlichen Stellen oder von Ärztinnen und Ärzten, sind
heute das übliche Medium zur Informationsweitergabe. Sachliche Informationen der Ärztin über
ihr medizinisches Angebot dürfen deshalb nicht als Werbung im Sinne des Paragrafen 219a
ausgelegt werden.
Der Paragraf 219a StGB ist darüber hinaus veraltet. Der AKF fordert deshalb, ihn im Sinne der
gesetzlich festgelegten Patientenrechte zu ändern. Der AKF solidarisiert sich mit den nach
Paragraf 219a StGB angeklagten Ärztinnen.
Für weitere Informationen: Dr. Viola Hellman, viola.hellmann@web.de
Petition an den Deutschen Bundestag: Informationsrecht für Frauen zum
Schwangerschaftsabbruch - 
https://www.change.org/p/deutscher-bundestag-informationsrecht-f%C3%BCr-frauen-zumschw
angerschaftsabbruch
Website des Unterstützungskomitees „Solidarität mit Kristina Hänel“
https://solidaritaetfuerkristinahaenel.wordpress.com/
Berlin, 5.11.2017
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